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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie zur Regulierung der internationalen Finanz- 
ströme und zur Neutralisierung ihrer unerwünschten Wir- 
kungen auf die binnenwirtschaftliche Liquidität. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Bucbdruckerel R Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 
zur Regulierung der internationalen Finanzströme 
und zur Neutralisierung ihrer unerwünschten Wirkungen 
auf die binnenwirtschaftliche Liquidität 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf die 
Artikel 70 und 103, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Kapitalbewegungen außergewöhnlichen Umfangs 
haben schwere Störungen der monetären Lage und 
der Konjunkturentwicklung der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft verursacht; 
diese Störungen sind geeignet, die schrittweise Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
zu behindern; in Punkt 3 seiner Entschließung vom 
9, Mai 1971 hat der Rat vereinbart, vor dem 1. Juli 
1971 über geeignete Maßnahmen zu beraten, um 
dieser Lage zu begegnen. 

Um die Wiederholung von Phänomenen ähnlicher 
Natur und ähnlichen Umfangs zu verhindern, müs- 
sen die Mitgliedstaaten ihre Instrumente zur Regu- 
lierung der binnenwirtschaftlichen Liquidität er- 
gänzen. 

Zu diesem Zweck ist es unerläßlich, daß die Mit- 
gliedstaaten schon jetzt Maßnahmen treffen, um zu 
gegebener Zeit über geeignete Instrumente zur Ab- 
wehr von Kapitalbewegungen außergewöhnlichen 
Umfangs, insbesondere von und nach Drittländern, 
zu verfügen und ihre Wirkung auf die innere mone- 
täre Lage zu neutralisieren und auf diese Weise 
die Voraussetzungen für ein konzertiertes Vor- 
gehen der Mitgliedstaaten auf diesen Gebieten zu 
schaffen, um einen geordneten Handelsverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft und die Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion sicherzustellen. 

Diese Kapitalbewegungen außergewöhnlichen 
Umfangs können zu schweren Spannungen auf den 
Devisenmärkten der Mitgliedsländer führen, deren 
geordnete Entwicklung Gegenstand der Wechsel- 
kurspolitik ist, die jeder Mitgliedstaat gemäß Arti- 
kel 107 Abs. 1 des Vertrags als ein Problem von 
gemeinsamem Interesse zu behandeln hat. 

Um die Wirksamkeit der Maßnahmen sicherzu- 
stellen, die zur Verhinderung von Kapitalbewegun- 
gen außergewöhnlichen Umfangs zu treffen sind, 
muß die Regulierung der nicht mit Handelsgeschäf- 
ten oder Dienstleistungen verbundenen Kreditauf- 


I nähme von Gebietsansässigen im Ausland auf 
’ mittel- und langfristige Kredite ausgedehnt werden; 
zu diesem Zweck muß daher eine Abweichung von 
Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie des Rates zur Durch- 
führung von Artikel 67 des Vertrags vom 11. Mai 
■ 1960 ^), geändert durch die Richtlinie des Rates vom 
' 18. Dezember 1962^), gestattet werden - 

i HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

i 

Artikel 1 

i Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Vor- 
kehrungen, damit die nachfolgend genannten Instru- 
mente den Währungsbehörden zur Verfügung ste- 
hen und von diesen im Bedarfsfall sofort ohne 
I weiteres Genehmigungsverfahren eingesetzt werden 
I können: 

I a) für die wirksame Regulierung der internationalen 
I Finanzströine: 

1 - Vorschriften für Geldmarktanlagen und die 

I Verzinsung der Einlagen von Gebietsfremden, 

- Regulierung der nicht mit Handelsgeschäften 
oder der Erbringung von Dienstleistungen ver- 
bundenen Kreditaufnahme von Gebietsansässi- 
gen im Ausland; gegebenenfalls abweichend 
von Artikel 3 Abs. 1 der Richtlinie des Rates 
zur Durchführung von Artikel 67 des Vertrags 
vom 11. Mai 1960, geändert durch Richtlinie 

' des Rates vom 18. Dezember 1962, 

b) zur Neutralisierung der als unerwünscht betrach- 
I teten Wirkungen, welche die internationalen 

I Finanzströme auf die binnenwirtschaftliche Liqui- 

i dität ausüben: 

- Regulierung der Nettoauslandsposition der 
Kreditinstitute, 

! 

' - Festsetzung von Mindestreservesätzen, na- 

j mentlich für Guthaben von Gebietsfremden. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten treffen unverzüglich die er- 
I forderlichen Maßnahmen, um dieser Richtlinie nach- 
i zukommen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
12. Juli 1960, S. 921 

I -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
i 22. Januar 1963, S. 62 
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2. Jeder Mitgliedstaat wendet im Bedarfsfall alle 
oder einen Teil der in Artikel 1 genannten Instru- 
mente an; dabei trägt er den Interessen der anderen 
Mitgliedstaaten Rechnung. Zu diesem Zweck sorgt 
die Kommission in Verbindung mit dem Währungs- 
ausschuß und dem Ausschuß der Zentralbankpräsi- 
denten für eine enge Koordination zwischen den zu- 
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten. 

3. Die Kommission hält den Rat nach Konsultation 
des Währungsausschusses und des Ausschusses der 
Zentralbankpräsidenten über die Lage und ihre Ent- 
wicklung auf dem laufenden. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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